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Teil I: Einführung

Überweisungen sind als Bankdienstleistungen alltäglich. Nahezu 
jeder Bürger unterhält ein Girokonto und wickelt seinen bargeldlo-
sen Zahlungsverkehr durch Überweisungen ab; aus dem geschäftli-
chen Leben ist die Überweisung nicht mehr wegzudenken. Erfasst 
werden dabei nicht nur „Kleinbetragszahlungen“ – der Massenzah-
lungsverkehr. Auch großvolumige Transaktionen werden als Über-
weisung abgewickelt. 

Haben der Überweisende und der Empfänger der Überwei-
sung ihren Sitz in verschiedenen Staaten, muss der Geldtransfer 
grenzüberschreitend abgewickelt werden. Auch das gilt für Klein-
betragszahlungen im nicht zuletzt durch die Europäische Union 
globaler werdenden Markt ebenso wie für Großbetragszahlungen. 

In rechtlicher Hinsicht unterscheidet die grenzüberschrei-
tende Überweisung von der reinen Inlandsüberweisung, dass be-
stimmt werden muss, welches materielle Überweisungsrecht auf 
den grenzüberschreitenden Teil der Überweisung anwendbar ist. 
Hierzu ist das internationale Privatrecht desjenigen Staates beru-
fen, dessen Gericht über einen vor ihn gelangten Streit im Rah-
men einer Überweisung befinden muss. Das soll im Folgenden 
untersucht werden. Die Erörterungen beziehen sich dabei nicht 
ausschließlich auf das Kollisionsrecht selbst. Sie werfen auch und 
insbesondere einen Blick auf die Anwendungsumgebung für das 



2

HOLGER ETTE: DAS KOLLISIONSRECHT GRENZÜBERSCHREITENDER ÜBERWEISUNGEN

Kollisionsrecht, das Prozessrecht der hier untersuchten Staaten 
Deutschland, England und der Vereinigten Staaten von Amerika.

A Ziel der Untersuchung

Diese Untersuchung wird bei Deutschland, England und den Ver-
einigten Staaten von Amerika die Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede im Kollisionsrecht aufzeigen, die die Abwicklung von in-
ternationalen Überweisungen über diese Länder beeinflussen. Der 
Blick erfasst dabei nicht nur ausschließlich das Kollisionsrecht 
selbst sondern auch die Rahmenbedingungen, die bei der Anwen-
dung der Kollisionsnorm in der Rechtsprechung zu beobachten 
sind: den prozessualen Kontext der Rechtsfindung. Dabei werden 
Unterschiede sichtbar, die die isolierte Betrachtung der Kollisions-
normen nicht zu offenbaren vermag. 

Die Untersuchung wird sich insbesondere damit auseinan-
dersetzen, ob und wo eine Vereinheitlichung der unterschiedli-
chen Rechtsnormen und Lösungsansätze erforderlich ist und wel-
che Grundsätze diese zu beachten hat. 

B Gang der Darstellung

Die Darstellung wird zunächst in die Funktionsweise einer inter-
nationalen Überweisung einführen. Anhand der tatsächlichen Ab-
wicklung wird deutlich, welche Rechtsbeziehungen überhaupt be-
stehen. 

Dann folgt ein historischer Überblick über die neuere Ge-
schichte des Überweisungsrechts. Er wird zeigen, dass und wie die 
einzelnen Normenkomplexe bereits jetzt verwoben sind. 

Dass allerdings bezogen auf das Vertragskollisionsrecht und 
insbesondere auf die speziell Überweisungen betreffenden Kollisi-
onsnormen und kollisionsrechtliche Konzeptionen kaum von Ein-
heitlichkeit gesprochen werden kann, erschließt die Untersuchung 
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des Kollisionsrechts betreffend internationale Überweisungen in 
Deutschland, England und den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Der Blick richtet sich hierbei stets auch auf den Kontext der An-
wendung der Kollisionsnorm, das Prozessrecht. Nur er erhellt eini-
ge Unterschiede, die bei isolierter Betrachtung der Kollisionsnor-
men nicht offenbar würden. 

Am Schluss steht eine Untersuchung des Sinnes und der 
Möglichkeiten weiterer Vereinheitlichung. 
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Teil II: Die Funktionsweise internationaler Überweisungen

Bei einer Überweisung veranlasst der Überweisende sein Kredit-
institut, von seinem laufenden Konto einen bestimmten Betrag ab-
zubuchen, damit dieser dem Empfänger auf seinem Konto gutge-
schrieben werden kann. Grundlage dieser Überweisung ist dabei 
im Regelfall eine Zahlungsverpflichtung gegenüber dem Empfän-
ger, die auf diesem Weg erfüllt werden soll. Eine Überweisung ist 
indes auch denkbar, ohne dass eine Verpflichtung hierzu besteht,1 
wobei das die Ausnahme bilden dürfte. Auf eine zugrunde liegende 
Verpflichtung des Überweisenden gegenüber dem Überweisungs-
empfänger kommt es damit für die Darstellung des Ablaufes einer 
Überweisung nicht an. 

Im einfachsten Fall unterhalten der Überweisende und der 
Empfänger ihre Konten bei derselben Filiale eines Kreditinstitutes 
(Hausüberweisung2, innerbetriebliche, institutsinterne Überwei-
sung3). Dann kann die Überweisung durch einen einfachen Um-
buchungsvorgang innerhalb der Konten dieses Instituts abgewi-
ckelt werden. Eine Filialüberweisung liegt dagegen vor, wenn die 

1 Zu denken wäre an Fälle, in denen der Überweisende irrtümlich einen 
falschen Empfänger angibt; Fälle, in denen die Überweisungsvaluta an-
schließend kondizierbar werden kann. 

2 Schimansky/Bunte/Lwowski–Mayen, 4. Aufl., § 46 Rn. 5.
3 Palandt66–Sprau, § 676 a Rn. 3.
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Konten der Beteiligten zwar von demselben Kreditinstitut, aber bei 
verschiedenen Filialen geführt werden.4 Befinden sich diese Filia-
len innerhalb eines Staates, so kann auch hier die Überweisung bei 
entsprechender gesellschaftsrechtlicher Verfassung durch eine in-
terne Umbuchung abgewickelt werden. Werden die einzelnen Fi-
lialen als selbstständige Gesellschaften geführt, gilt bereits das im 
Folgenden für die außerbetriebliche Überweisung Erläuterte. 

Der Regelfall wird nämlich sein, dass Überweisender und 
Empfänger Kontobeziehungen zu verschiedenen Kreditinstituten 
unterhalten (außerbetriebliche, institutsfremde Überweisung5). 
Eine internationale Überweisung liegt dann vor, wenn diese Kre-
ditinstitute ihren jeweiligen Sitz in verschiedenen Staaten ha-
ben. Auch eine Filialüberweisung kann eine internationale Über-
weisung sein, wenn sich die beteiligten Filialen in verschiedenen 
Ländern befinden und diese Konstellation durch das anwendbare 
Recht einer internationalen Überweisung gleichgestellt wird.6 Sind 
außer der überweisenden Bank und der Bank des Empfängers wei-
tere, sog. zwischengeschaltete Kreditinstitute, beteiligt, liegt eine 
Kettenüberweisung7 vor. Die Überweisungsvaluta wird dann von 
der überweisenden Bank über die zwischengeschalteten Kreditin-
stitute in mehreren einzelnen Überweisungsschritten zur Empfän-
gerbank transferiert. 

Grundsätzliche Gleichheit bei nationalen und internationa-
len Überweisungen besteht hinsichtlich der vertraglichen Bezie-
hungen zwischen dem Überweisenden und dem Empfänger sowie 
zwischen ihnen und ihren jeweiligen Kreditinstituten. Das ver-

4 Schimansky/Bunte/Lwowski–Mayen, 4. Aufl., § 46 Rn. 6.
5 Palandt66–Sprau, § 676 a, Rn. 3
6 So z. B. in § 4A–105 (a) (2) U.C.C.: „…A branch or separate office of a 

bank is a separate bank for purposes of this Article.“; oder Art. 1 (3) UN-
CITRAL Model Law on International Credit Transfers: „For the purpose 
of determining the sphere of application of this law, branches and sepa-
rate offices of a bank in different States are separate banks.“

7 Schimansky/Bunte/Lwowski, § 46 Rn. 6.
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tragliche Verhältnis zwischen dem Überweisenden und dem Über-
weisungsempfänger, das z. B. ein internationaler Kaufvertrag sein 
kann, wird als Valutaverhältnis bezeichnet. Hier hat sich der Über-
weisende verpflichtet, eine bestimmte Summe an den Empfänger 
als vertragliche Gegenleistung für z. B. eine Warenlieferung mit-
tels Überweisung zu zahlen. Zwischen dem Überweisenden und 
seinem Kreditinstitut besteht eine vertragliche Beziehung, die be-
züglich eines Abwicklungsvorganges als Deckungsverhältnis be-
zeichnet wird. Es kann sich hierbei sowohl um eine laufende Ge-
schäftsbeziehung, in der üblicherweise mehrere Überweisungen 
und sonstige Finanzdienstleistungen abgewickelt werden, als auch 
um eine einmalige Vertragsbeziehung handeln. Gleiches gilt für 
das vertragliche Verhältnis des Empfängers zu seinem Kreditins-
titut. Dieses wird als Inkassoverhältnis bezeichnet. Zur Verdeutli-
chung des Vorgenannten sei auf die nachfolgende Grafik verwie-
sen: 

Abbildung 1: Rechtsbeziehungen bei Überweisungen

Der Ablauf einer (internationalen) Überweisung kann dagegen be-
trächtlich differieren, soweit die Übermittlung des Betrages von der 
überweisenden Bank an die Empfängerbank betroffen ist. Außer 
den beiden benannten Kreditinstituten können noch mehrere an-
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dere beteiligt sein. Jede der rechtlichen Beziehungen zwischen ei-
ner Bank und der in der Überweisungskette folgenden wird dabei 
als Interbankenverhältnis bezeichnet. Auch das ist Abbildung 1 zu 
entnehmen. Die Überweisungsvaluta wird dort im Uhrzeigersinn 
vom Überweisenden zum Überweisungsempfänger transferiert. 

Sowohl im inländischen als auch im internationalen Zah-
lungsverkehr nimmt für die Übermittlung der Daten der Zah-
lungsanweisungen zwischen den Kreditinstituten der einheitli-
che S.W.I.F.T.-Standard eine bedeutende Stellung ein.8 Dieser von 
der Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunica-
tions (S.W.I.F.T.) entwickelte Datenstandard für die elektronische 
Übermittlung dient durch eine bestimmte Kodierung und Stan-
dardisierung der Daten von Zahlungsanweisungen oder ähnlichen 
Mitteilungen zwischen Banken der Vereinfachung der Kommuni-
kation. S.W.I.F.T. bietet außerdem die Möglichkeit, elektronische 
Mitteilungen zu verschlüsseln sowie ihre Herkunft zu authenti-
fizieren. Gleichzeitig speichert S.W.I.F.T. sämtliche Mitteilungen 
und erstellt so ein Archiv, mit dessen Hilfe alle Vorgänge zurück-
verfolgt werden können. Außer dieses Services für die elektroni-
sche Übermittlung von Daten nimmt S.W.I.F.T. im Zahlungsver-
kehr keine weitere Aufgabe wahr. Trotz der weiten Verbreitung des 
S.W.I.F.T.-Standards existieren noch viele andere, bankinterne, na-
tionale oder regional verbreitete Datenstandards. Ihre mangelnde 
Kompatibilität führt zum Erfordernis der Umschlüsselung in den 
jeweils nächsten zu nutzenden Datenstandard. 

Als nächstes sei der Ablauf einer Überweisung in den In-
terbankenverhältnissen illustriert. Es lassen sich das Korrespon-
denzbankensystem (A) und Zahlungsverkehrssysteme (B) unter-
scheiden.

8 Ausführlich zu S.W.I.F.T. und den damit verbunden rechtlichen Frage-
stellungen: Etzkorn; vgl. auch Newman.
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A Das Korrespondenzbankensystem als Grundstruktur

Das Korrespondenzbankensystem ist auch heute noch ein weit ver-
breitetes9 System, in dem Zahlungen zwischen verschiedenen Ban-
ken abgewickelt werden. Jedes Kreditinstitut unterhält eine Konto-
beziehung zu einem anderen Kreditinstitut, bei der die beteiligten 
Banken wechselseitig Konten führen. Aus der Sicht jeder Bank 
wird das eigene Konto bei der Korrespondenzbank als Nostrokon-
to (nostro account10), das für die Korrespondenzbank im eigenen 
Institut geführte Konto als Lorokonto (vostro account11) bezeich-
net. Dieses und den nachfolgend beschriebenen Ablauf einer Über-
weisung im Korrespondenzbankensystem verdeutlicht die folgen-
de Grafik: 

Abbildung 2: Überweisung im Korrespondenzbankensystem

Unterhält die Bank des Überweisenden mit der Bank des Empfän-
ger eine solche Korrespondenzbeziehung, kann die Zahlung di-
rekt zwischen diesen beiden Instituten abgewickelt werden. Ist das 
nicht der Fall, müssen andere Kreditinstitute beteiligt werden, so-
dass zwischen der überweisenden Bank und der Empfängerbank 

9 Troberg/Schwimann, S. 75.
10 Brindle/Cox, S. 50 f.
11 Brindle/Cox, S. 50 f.
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eine Kette entsteht, die durch Korrespondenzbeziehungen vermit-
telt wird. In jedem dieser Interbankenverhältnisse kann es zum 
Grenzübertritt der Überweisung kommen, wenn die beteiligten In-
stitute ihren Sitz in verschiedenen Staaten haben. Für die grund-
sätzliche Verdeutlichung der Funktionsweise einer internationalen 
Überweisung sei aber vereinfachend angenommen, dass die über-
weisende Bank und die Bank des Empfängers eine direkte Korres-
pondenzbeziehung unterhalten. 

Erteilt der Überweisende seiner Bank den Auftrag, eine be-
stimmte Summe seinem Konto zu belasten und dem Empfänger 
zu übermitteln, so unterrichtet seine Bank zunächst die Bank des 
Empfängers, dass eine Überweisung in zu bezeichnender Höhe be-
vorsteht. Beide Banken beschaffen sich daraufhin Liquidität in der 
Höhe des Überweisungsbetrages. Die Bank des Überweisenden tut 
dies, indem sie die Überweisungssumme dem Konto des Überwei-
senden belastet. Die Empfängerbank hingegen bestreitet das Über-
weisungsverfahren mit eigenen liquiden Mitteln, oder sie beschafft 
sich solche bei ihrer Zentralbank oder am Markt. Hierbei liegt die 
Liquidität jeweils in Landeswährung vor, sodass der aktuelle Um-
rechnungskurs zu beachten ist.12 

Beide Banken stellen nun diese Liquidität wechselseitig dem 
anderen Kreditinstitut zur Verfügung. Dieses geschieht, indem sie 
dem Konto der jeweils anderen Bank gutgeschrieben wird. Auf 
dem Konto, das die überweisende Bank für die Empfängerbank 
bei sich unterhält, befindet sich mithin nun der Überweisungs-
betrag in eigener Landeswährung, der vom Konto des Überwei-
senden stammt. Auf dem Konto, das die Empfängerbank bei sich 
für die überweisende Bank führt, befindet sich der Gegenwert des 
Überweisungsbetrages in der nationalen Währung der Empfänger-
bank. Da die Banken sich wechselseitig einen um den Überwei-

12 Die Wahl der Währung, in der die Forderung zu begleichen ist, kann bei 
der Beurteilung der rechtlichen Beziehung zwischen den Parteien sowie 
des Schicksals der Forderung im Valutaverhältnis selbst eine bedeuten-
de Rolle spielen. Vgl. hierzu weiterführend Grothe bzw. Mann, The Legal 
Aspect.
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sungsbetrag erhöhten Anspruch aus der gegenseitigen Kontobe-
ziehung einräumen, ist zu diesem Zeitpunkt wirtschaftlich noch 
kein Transfer vollzogen worden. Die überweisende Bank hat sich 
lediglich Liquidität in der Landeswährung der Empfängerbank be-
schafft, die als Fazilität bezeichnet wird und nun auf ihrem Konto 
bei der Empfängerbank verfügbar ist.13 

Im nächsten Schritt überträgt die Empfängerbank den Über-
weisungsbetrag vom Konto, das sie für die überweisende Bank 
führt (Lorokonto), auf das Konto des Empfängers. Er kann jetzt 
über den überwiesenen Betrag verfügen. 

Dem Konto des Überweisenden ist der Überweisungsbetrag 
belastet worden. Sein Vermögen ist damit wie beabsichtigt gemin-
dert. Die Bank des Überweisenden hat zwar dem bei ihr geführten 
Konto der Empfängerbank den Überweisungsbetrag gutgeschrie-
ben, hat aber hierfür die vorher auf dem Konto des Überweisenden 
befindlichen Mittel verwandt. Ihr Vermögen ist dadurch nicht ge-
schmälert. Ihr Konto bei der Empfängerbank fungierte nur als Ver-
rechnungskonto, da ihr zuerst die Fazilität zur Verfügung gestellt, 
dann aber auf das Konto des Empfängers überwiesen wurde. Der 
Saldo wurde folglich nicht verändert. Hingegen hat der Empfän-
ger diesen Betrag erhalten, sodass er seinem Vermögen wie beab-
sichtigt als Auszahlungsanspruch gegen seine Bank zuwuchs. Die 
Empfängerbank, die der Bank des Überweisenden die Fazilität zur 
Verfügung gestellt hat, hat ihr Vermögen zwar um diesen Betrag 
verringert. Sie verfügt jedoch in Gestalt des Betrages auf ihrem bei 
der Überweisungsbank geführten Konto nunmehr selbst über Fa-
zilität, die sie ihrerseits für andere Überweisungen in der Gegen-
richtung verwenden kann. Damit ist per Saldo auch ihr Vermögen 
weder gemindert noch gemehrt worden. 

13 Dieser Teil der Überweisung, bei dem die Währung wechselt, wird als 
Devisenhandelsgeschäft bezeichnet. Ein solches muss nicht zwingend 
bei jeder Überweisung vorgenommen werden, wenn beide Banken die 
Konten in derselben Währung führen. 
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B Überweisungen in Zahlungsverkehrssystemen

Die Korrespondenzbeziehung zwischen Banken ist die Grund-
struktur des Überweisungsgeschäftes. Ihre Praktikabilität stößt je-
doch auf Grenzen, wenn täglich viele Millionen Überweisungen 
abgewickelt werden müssen. Nach einer Studie der Bank für Inter-
nationalen Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel betrugen die gemel-
deten durchschnittlichen täglichen Devisenhandelsumsätze im Ap-
ril 2001 1,173 Billionen US-$.14 Um dieses Aufkommen bewältigen 
zu können, sind Zahlungsverkehrssysteme geschaffen worden. Sie 
können in Netto-Zahlungssysteme mit Clearing, Brutto-Zahlungs-
systeme mit sofortiger Finalität der Zahlungen und Hybridsyste-
me, einer Kombination von Netto- und Brutto-Elementen unter-
teilt werden. Bei sämtlichen dieser Systeme existiert eine zentrale 
Stelle, an die alle beteiligten Banken angeschlossen sind, wie dies 
die folgende Grafik verdeutlicht. Welche Aufgaben diese Stelle hat, 
differiert zwischen Netto- und Brutto-Zahlungssystemen. 

Abbildung3: Überweisung in Zahlungsverkehrssystemen

14 Vgl. BIZ, Quartalsbericht Dezember 2002, S.  67, http://www.bis.org/
publ/qtrpdf/r_qt0212ger_f.pdf.
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I Clearing und Netto-Zahlungssysteme im Massenzahlungsverkehr

Clearing und Netto-Zahlungssysteme sind vor allem für den Mas-
senzahlungsverkehr geeignet, bei dem große Mengen von Kleinbe-
tragszahlungen abgewickelt werden müssen. 

Beim Clearing werden von einer Clearing-Stelle sämtliche 
Zahlungsaufträge der angeschlossenen Banken eines Geschäftsta-
ges entgegengenommen. Die Clearing-Stelle führt dann zum Ende 
ihres Geschäftstages das sog. Netting durch, bei dem alle gegen-
seitigen Zahlungsaufträge verrechnet werden. Für jede mögliche 
gegenseitige Beziehung zweier angeschlossener Banken errechnet 
sich aus den gegenseitigen Aufträgen ein Nettobetrag, der von der 
einen an die andere Bank zu übertragen ist. Es wird damit pro Tag 
zwischen zwei Banken nur eine einzige Zahlung erforderlich, ob-
wohl viele verschiedene Zahlungsaufträge gegeben wurden. Die 
Zahlung selbst, das sogenannte settlement, erfolgt dann über Kor-
respondenzbeziehungen. 

Bei manchen Netto-Zahlungssystemen wird noch ein weite-
res Netting vorgenommen. Es ergibt sich dann für jede angeschlos-
sene Bank gegenüber der Gesamtheit der anderen Banken, ob sie 
eine Zahlung zu leisten hat, weil sie insgesamt mehr Zahlungsauf-
träge erteilt als angenommen hat, oder ob an sie eine Netto-Zah-
lung zu bewirken ist. Der eigentliche Zahlungsvorgang, das Sett-
lement, erfolgt dann in der Weise, dass die zahlenden Institute die 
jeweiligen Beträge auf ein Verrechnungskonto des Zahlungsver-
kehrssystems einzahlen. Nach erfolgter Einzahlung wird der Ge-
samtbetrag an die empfangenden Institute im Verhältnis ihrer Net-
toforderungen ausgekehrt. Die Verrechnungskonten werden meist 
bei Zentralbanken geführt. In diesem Fall fungiert das Clearing-
System als sogenannte zentrale Gegenpartei (central counterpar-
ty), da es nicht nur das Clearing sondern auch das Settlement selbst 
durchführt. 

Netto-Zahlungssysteme sind vor allem im Massenzahlungs-
verkehr gebräuchlich. Ihre Vorteile liegen bei ihrem geringen Li-
quiditätsverbrauch. Erst nach dem Netting hat eine Zahlung zu 
erfolgen, sodass nur die tatsächlich erforderliche Liquidität bereit-


